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Bonn, den 30. März 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Standort des Versdiiebebahnhofs München 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün- 
chen), Geisenhofer, Dr. Riedl (München), Höcherl, Gie- 
renstein, Frau Geisendörfer und Genossen 
— Drudesache VI/3260 — 


Die kleine Anfrage wie folgt beantworten: 


1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß diese Planung der 

Deutschen Bundesbahn 

a) den Grundsätzen einer gesunden Stadtplanung entspricht, 

b) die Grundsätze der modernen Verkehrswegeplanung be- 
achtet, die eine Zerstörung der Städte durch Verkehrsbauten 
vermeiden will, 

c) mit dem Umweltprogramm der Bundesregierung vereinbar 
ist, das den schädlichen Wirkungen der Lärmentwicklung 
zunehmend Beachtung schenkt und der Zerstörung von 
Erholungs- und Waldgebieten Einhalt gebieten will, 

d) den Schutzerfordernissen für die angrenzende Wohnsied- 
lung gerecht wird? 


Zu a) 

Für die Versorgung eines Wirtsdiaftsraumes von der Größe 
Münchens sind umfangreiche Betriebsanlagen für den Eisen- 
bahngüterverkehr unabdingbar. Die Stadtplanung hat dies zu 
berücksichtigen. Sie muß daher ein Gelände für derartige An- 
lagen in einer für Eisenbahnzwecke günstigen Lage, etwa am 
Stadtrand oder in weniger dicht besiedelten Stadtaußenbezir- 
ken, einplanen. Die Absicht der Deutschen Bundesbahn, auf 
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dem ihr gehörenden Gelände am Eisenbahn-Nordring einen 
zentralen Rangierbahnhof zu bauen, ist der Landeshauptstadt 
München seit Jahrzehnten bekannt. 

Gleisanlagen von nicht unerheblichem Umfang sind in diesem 
Bereich bereits vorhanden. Die Stadt hat bei ihrer Stadtentwick- 
lungsplanung dieses Gelände im Flächennutzungsplan als Eisen- 
bahnbetriebsgelände ausgewiesen. Anhand der inzwischen ein- 
geleiteten baurechtlichen Verfahren wird festzustellen sein, ob 
die neuen Anlagen sowohl die Forderung nach einer sicheren, 
pünktlichen und ausreichenden Versorgung des Wirtschafts- 
raumes München als auch die Gesichtspunkte der Stadtentwick- 
lung und des Umweltschutzes in ihrer Bedeutung für das Ge- 
meinwohl ausreichend berücksichtigen. 

Zu b) 

Zu einer modernen Verkehrswegeplanung in größeren Wirt- 
schaftsräumen gehört die Planung einer ausreichenden Infra- 
struktur für Eisenbahnverkehrsanlagen. Solche Anlagen müs- 
sen einerseits die Versorgung des Einzugsraumes sicherstellen, 
andererseits dürften sie die Stadtentwicklung nicht unbillig 
behindern. 

Die Deutsche Bundesbahn ist der Auffassung, daß bei der An- 
ordnung des Rangierbahnhofs München-Nord diese Grundsätze 
berücksichtigt sind. Durch eine Anzahl von Straßenüberfüh- 
rungen wird eine Abtrennung der nördlich des Rangierbahnhofs 
liegenden Stadtgebiete vom Stadtzentrum vermieden. 

Die von der Deutschen Bundesbahn geplanten Anlagen liegen 
im übrigen in günstiger Lage zu den Industrieschwerpunkten, 
die im Münchener Norden entstanden sind, und erfüllen damit 
eine Forderung der Wirtschaft. 

Zu c) 

Die Planung der Deutschen Bundesbahn berücksichtigt die 
Grundsätze des Umweltprogramms der Bundesregierung. Schäd- 
liche Wirkungen der Lärmentwicklung werden in größtmög- 
lichem Umfang vermieden. 

Durch entsprechende Gestaltung der Anlagen wird sicher- 
gestellt, daß die angrenzenden Erholungs- und Waldgebiete 
von dem Rangierbahnhof nicht beeinträchtigt werden. Darüber 
hinaus ist darauf zu verweisen, daß der Betrieb mit elektrischen 
Lokomotiven oder Dieselloks weder die Luft verschmutzt noch 
unzumutbaren Lärm verursacht. Auch die Brems- und Ablauf- 
geräusche des Rangierbahnhofs lassen sich in zumutbaren Gren- 
zen halten. Durch besondere bauliche Maßnahmen wird ein 
weitestgehender Lärmschutz möglich sein. 

Zu d) 

Zwischen den Gleisanlagen und der Ortsbebauung ist ein aus- 
reichend großer Abstand vorgesehen. Dadurch dürfte eine Ge- 
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fährdung der angrenzenden Wohnsiedlungen durch evtl. Un- 
fälle beim Eisenbahnbetrieb nach menschlichem Ermessen aus- 
geschlossen sein. Im übrigen sind in diesem Gebiet bereits 
Eisenbahnanlagen vorhanden, die bisher zu keiner Gefährdung 
der angrenzenden Wohnsiedlungen geführt haben. 


2. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß eine solche Anlage 
im großstädtischen Ballungsgebiet neu errichtet werden muß, 
wenn feststeht, daß die vorhandenen Anlagen für gerade diesen 
Ballungsbereich ausreichen und nur wegen der gleichzeitigen 
Mitbedienung anderer Gebiete unzureichend erscheinen? 

Es steht fest, daß die vorhandenen Rangierbahnhöfe München- 
Laim und München-Ost für die Versorgung des Ballungsbereichs 
München nicht mehr ausreichen; dem weiteren Wachstum die- 
ses Großraumes würden sie in keinem Fall gerecht werden kön- 
nen. Hinzu kommt, daß die vorhandenen Rangierbahnhöfe völ- 
lig veraltet sind, unwirtschaftlich arbeiten und nicht mehr er- 
weitert werden können. 

Es entspricht den Grundsätzen einer gesunden Stadtplanung, 
diese im Innengebiet der Stadt liegenden Rangieranlagen durch 
einen neuen im Randgebiet Münchens liegenden und modern 
arbeitenden Rangierbahnhof zu ersetzen. Die geplante Maß- 
nahme ist daher — entgegen der Annahme der Fragesteller — 
auch ohne die gleichzeitige Mitbedienung anderer Gebiete not- 
wendig. 


3. Kann die Bundesregierung den Zeitpunkt angeben, in welchem 
die von der Deutschen Bundesbahn angekündigten neuen Ran- 
giertechniken ausnahmslos angewendet werden? 


Die bei der Planung vorgesehenen neuen Rangiertechniken 
werden zum Zeitpunkt der Errichtung und Inbetriebnahme des 
neuen Rangierbahnhofs dort ausnahmslos angewandt. 


4. Kann die Bundesregierung aufgrund der mit bestehenden 
Rangierbahnhöfen gemachten Erfahrungen zusichern, daß die 
in der TA-Lärm festgesetzten Richtwerte bei dem geplanten 
Rangierbahnhof in München eingehalten würden? 


Die TA-Lärm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm) 
gilt nicht für die Deutsche Bundesbahn. Selbstverständlich wird 
die Deutsche Bundesbahn aber beim Neubau eines Rangier- 
bahnhofs alle technischen Möglichkeiten nutzen, um möglichst 
noch zu günstigeren Ergebnissen zu kommen, als die Richtwerte 
der TA-Lärm vorsehen. 
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5. Wird die Bundesregierung veranlassen, daß unverzüglich die 
Prüfung von Alternativen vor genommen wird? 

Mögliche Alternativen werden im Rahmen des von der Deut- 
schen Bundesbahn eingeleiteten Planfeststellungsverfahrens 
nunmehr noch in einem besonderen Verfahren der Landes- 
regierung geprüft. 


In Vertretung 

Wittrock 



